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Gesetzentwurf 

der Landesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Hilfen ,und 

Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten 

A. Problem 

Das Gesetz· über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten 
(PsychKG) regelt für Menschen mit psychischen Erkrankungen die Hilfemöglichkei­
ten und die Schutz- und Unterbringungsmaßnahmen, sofern gewichtige Anhaltspunk­
te für eine Selbstgefährdung oder eine Gefährdung bedeutender Rechtsgüter ande­
rer auf Grund der psychischen Erkrankung bestehen. 

Das Bundesverfassungsgericht und der Bundesgerichtshof haben in ihrer Rechtspre­
chung in den Jahren 2011 und 2012 grundlegende Aussagen für die Behandlung und 
Betreuung von Menschen getroffen, die auf Grund psychischer Erkrankungen be­
sonderer Hilfe und besonderen Schutzes bedürfen. Dazu zählt vor allem der Rege­
lungsbere.ich der Behandlung im Rahmen einer zwangsweisen Unterbringung. Hier 
hat die höchstrichterliche Rechtsprechung zwar bei einwilligungsunfähigen Betroffe­
nen die grundsätzliche Möglichkeit zur Zwangsbehandlung eingeräumt, jedoch hohe 
Anforderungen an die Durchführung formuliert. Das PsychKG des Landes genügt 

. diesen Anforderungen bislang nicht in allen Bereichen. 

Im Mittelpunkt des PsychKG als Hilfe- und Schutzgesetz stehen die Betroffenen. Ihre 
Rechte auf Selbstbestimmung und Schutz müssen für die Ausgestaltung des Geset­
zes handlungsleitend sein. Entsprechende Bezüge zu den zum Teil novellierten Re­
gelungen im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) sind herzustellen. Die Ausübung von 
hoheitlichen Aufgaben im Rahmen des Vollzugs der öffentlich-rechtlichen Unterbrin­
gung wird konkretisiert. 

Mit dem Inkrafttreten des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention - UN-BRK) am 
26. März 2009 (BGB!. 2008 ". S. 1419) sind den Ländern weitere Vorkehrungs- und 
Dokumentationspflichten im Bereich der Hilfen und Schutzmaßnahmen für Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen auferlegt worden. Diese Dokumentationspflich­
ten schließen ~an bereits bestehendelandesrechtliche Normen zur Gesundheitsbe­
richterstattung und Dokumentation an. Es ist notwendig, diese in Bezug auf die Un­
terbringung von Menschen mit psychischen Erkrankungen im PsychKG zu konkreti­
sieren. 

Auf "Grund der Berichtspflicht gemäß § 37 des PsychKG war dem Landtag bis zum 
31. Dezember 2014 über Erfahrungen mit diesem Gesetz zu berichten. Der erstellte 
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Bericht zur Evaluierung des PsychKG NRW hat den Handlungsbedarf des Landes­
gesetzgebers bestätigt. 

Vor dem Hintergrund der genannten Entwicklungen ist eine Gesetzesänderung un­
abdingbar. 

Unter Beachtung der UN-BRK und der Verpflichtung zur Landesgesundheitsbericht­
erstattung hat das Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter NRW 
mit der Aufstellung eines Landespsychiatrieplans in einem trialogischen Prozess be­
gonnen. Im Fokus steht die Bestandsaufnahme und Weiterentwicklung der vor- und 
nachsorgenden Hilfen. Eine gesetzliche Verankerung einer regelmäßigen Berichter­
stattung und Landespsychiatrieplanung im PsychKG schafft einen Legitimations- und 
Verpflichtungsrahmen. Der begonnene Prozess wird noch Zeit in Anspruch nehmen, 
so dass sich ergebende gesetzliche Änderungsbedarfe in der anstehenden Novelle 
noch nicht berücksichtigt werden können. 

Parallel werden auf Bundesebene mit dem Bundesteilhabegesetz und dem zweiten 
Pflegestärkungsgesetz zwei große Reformvorhaben ins parlamentarische Verfahren 
eingebracht, deren Auswirkungen auf die Hilfestrukturen auf Landesebene und lan­
desgesetzliche Regelungen zukünftig zu beachten sein werden. 

Der vorliegende Entwurf ist insoweit der erste Teil eines zweistufigen Verfahrens. 
Entsprechende Novellierungen zu den Hilfestrukturen werden später erfolgen. 

B. Lösung 

In den Grundsätzen des PsychKG wird der Bezug zu den Grundrechten und der UN­
BRK gestärkt. 

Der Bezug zu den erweiterten Patientinnen- und Patientenrechten ist durch die aus­
drückliche Nennung der entsprechenden Vorschriften des BGB im Gesetz enthalten. 
Die Beachtung des mutmaßlichen Willens der Betroffenen ist zwingend geboten so­
wie das Angebot einer Behandlungsvereinbarung regelhaft zu gewährleisten. Die aus 
rechtlichen und fachlichen Gesichtspunkten notwendigen Änderungen im Bereich der 
Zwangsbehandlung werden umgesetzt. So ist die Voraussetzung für eine Zwangs­
behandlung, dass eine weniger eingreifende Maßnahme aussichtslos ist, der zu er­
wartende Nutzen die zu erwartenden Beeinträchtigungen für die Betroffenen deutlich 
überwiegt und der Versuch vorausgegangen ist, die Zustimmung· der Betroffenen zu 
erreichen. Zudem muss eine richterliche Einwilligung (vorherige Zustimmung) vorlie­
gen. Auch für den Regelungsbereich der besonderen Sicherungsmaßnahmen ist für 
eine über einen längeren Zeitraum andauernde Maßnahme der Fixierung oder Isolie­
rung ein Richtervorbehalt vorgesehen. Aufgrund . der vorgesehenen erweiterten Auf­
gabensteIlung durch Beantragung einer richterlichen Genehmigung in Bezug auf 
Zwangsmaßnahmen und der aktuellen höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Über­
tragung hoheitlicher Aufgaben an private und gemeinnützige Träger wird dies im 
Wege einer Beleihung der Krankenhausträger durch Verwaltungsakt konkretisiert. 
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Die Dokumentationspflichten im Rahmen der Unterbringung werden erweitert und in 
Teilbereichen konkretisiert. Um die Entwicklung 'der Zahl der Unterbringungen und 
anderer Zwangsmaßnahmen zuverlässig dokumentieren und bewerten zu können, ist 
eine gesetzliche Regelung für die Meldung im Wege einer umfassenden Berichter­
stattung vorgesehen. 

Durch die gesetzliche Verankerung eines Landespsychiatriebeirates und einer Lan­
despsychiatrieplanung in § 31 und § 32 PsychKG werden die gesetzliche Legitimati­
on, Transparenz und Verbindlichkeit erreicht. 

C. Alternativen 

Die Umsetzung der Vorgaben durch die UN-BRK und die höchstrichterliche Recht­
sprechung ist rechtlich geboten. Es bestehen keine Alternativen. 

D. Kosten 

Durch die gesetzliche Verankerung der richterlichen Genehmigung von Zwangsbe­
handlungen und von besonderen Sicherungsmaßnahmen, die über einen längeren 
Zeitraum andauern oder regelmäßig wiederkehren, entsteht eine Mehrbelastung bei 
den Betreuungsgerichten. Durch die Beleihung der Krankenhausträger entsteht eine 
Mehrbelastung bei der örtlich zuständigen Bezirksregierung. Hierdurch entstehen 
dem Land Kosten. 

Die Auswertung der erstmalig 2014 gemeldeten Zwangsmaßnahmen lässt auf ein 
Volumen von ca. 2.500 Antragsverfahren in NRW schließen. Diese verteUen sich je- ' 
weils zu drei Fünftein auf Zwangsbehandlungen und zu zwei' Fünftein auf besondere 
Sicherungsmaßnahmen. Es' ist jedoch mittelfristig zu erwa,rten, dass die vorgesehe­
nen gesetzlichen Novellierungen zu einer Senkung der Zwangsmaßnahmen führen 
werden. Der Umfang ist noch nicht abzuschätzen. 

Auf der Grundlage der vorliegenden Meldungen ist von einem zusätzlichen Bedarf 
von drei Richterinnen- und RichtersteIlen, einer Stelle im gehobenen Dienst und drei 
Stellen im mittleren und Schreibdienst auszugehen (auf der Basis des Systems der 
Personalbedarfsberechnung nach PEBB§Y in der ordentlichen Gerichtsbarkeit und 
bei den Staatsanwaltschaften); Zudem sind Kosten durch die Einholung von ärztli­
chen Gutachten bei Zwangsbehandlungen und den Einsatz von Verfahrenspflegerin­
nen und Verfahrenspflegern zu erwarten, sofern die Betroffenen diese nicht selbst 
tragen können. Unter Einbeziehung der oben genannten Erwägungen erscheint des­
halb die Annahme wahrscheinlich, dass sich der jährliche Mehraufwand etwa bei 1,4 
Millionen Euro bewegen wird. 

Auf Grund der Beleihungsregelung in § 10a PsychKG-E ist mit einem Mehraufwand 
in Bezug auf die Verwaltungsakte und die Aufsicht bei der örtlich zuständigen Be­
zirksregierung zu rechnen. Hier ist von einem Mehrbedarf von 2,5 Stellen im geho­
benen Dienst mit einem Finanzvolumen von 250.000 Euro auszugehen. 
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Die Entscheidung über etwaigen Mehrbedarf an Stellen und Mitteln bleibt den künfti­
gen Haushaltsaufstellungsverfahren vorbehalten. 

E. Zuständigkeit 

Zuständig ist das Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter. Betei­
ligt sind das Justizministerium, das Finanzministerium, das Ministerium für Arbeit, 
Integration und Soziales, das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport sowie das Ministerium für Inneres und Kommunales. 

F. Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden 
und Gemeindeverbände 

Die für die Kommunen vorgesehenen Berichtspflichten bewirken keinen zusätzlichen 
Aufwand. Sie bestehen bereits jetzt und basieren auf den Regelungen des Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen (ÖGDG 
NRW). 

G. Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushal­
te 

Keine. 

H. Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 

In den Grundsätzen des Gesetzes ist aufgenommen, dass die unterschiedlichen Be­
darfe der verschiedenen Geschlechter und Geschlechtsidentitäten bei den Hilfen und 
Maßnahmen zu berücksichtigen sind. 

I. Befristung 

Das Gesetz unterliegt bereits einer Berichtspflicht alle fünf Jahre, demnächst wieder 
zum 31.12.2019. 
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Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 

bei psychischen Krankheiten 

Vom .... 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten vom 

17. Dezember 1999 (GV. NRW. S. 662), das zuletzt durch Gesetz vom 22. Novem­

ber 2011 (GV. NRW. S. 587) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 10 Unterbringung". 

b) Nach der Angabe zu § 10 wird folgende Angabe eingefügt: 

,,§1 Oa Aufgabenübertragung, Aufsicht". 

c) Die Angabe zu § 17 wird wie folgt gefasst: 

,,§17 Aufnahme, Eingangsuntersuchung und Erforderlichkeit der weite­

ren Unterbringung". 

d) Die Angaben zu den §§ 31 bis 36 werden du~ch folgende Angaben ersetzt: 

n§ 31 Landesfachbeirat Psychiatrie 

§ 32 Melderegister, Berichterstattung, Landespsychiatrieplan 

§ 33 Kosten der Hilfe für psychisch Kranke 

§ 34 Kosten der Unterbringung 

§ 35 Kosten der Behandlung 

§ 36 Einschränkung von Grundrechten 

§ 37 Änderungsvorschrift 

§ 38 In-Kraft-Treten 

§ 39 Berichtspflicht" . 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 2 

Grundsatz 

(1) Bei allen Hilfen und Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes sind die Wür­

de und persönliche Integrität der Betroffenen zu schützen. Ihre Freiheit, Ent-
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scheidungen selbstbestimmt zu treffen und ihre Unabhängigkeit sind zu ach­

ten. Hierbei sind die unterschiedlichen Bedarfe der verschiedenen Geschlech­

ter und Geschlechtsidentitäten zu berücksichtigen. 

(2) Die §§ 1901 a und 1901 b des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 2 .. Januar 2002 (BGBI. I S. 42, 2909; 2003 I S. 

738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20 .. November 2015 . 

(BGB!. I S. 2018) geändert worden ist, sind zu beachten. Dies gilt auch für den 

in Behandlungsvereinbarungen niedergelegten Willen. Der Abschluss von Be­

handlungsvereinbarungen ist anzubieten und zu fördern. 

(3) Für eine sorgfältige und den Zielen dieses Gesetzes entsprechende Do­

kumentation ist Sorge zu tragen. Im Rahmen der Unterbringung sind alle Be­

handlungs- und Sicherungsmaßnahmen dokumentarisch zu erfassen." 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§10 

Unterbringung" . 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Die Unterbringung soll soweit wie möglich in offenen Formen durchgeführt 

werden." 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

4. Nach § 10 wird folgender § 10aeingefügt: 

,,§ 10a 

Aufgabenübertragung, Aufsicht 

(1) Die nach Absatz 2 Satz 1 zuständige Aufsichtsbehörde kann die Durchfüh­

rung der Aufgaben nach den §§ 10 und 14 auf einen Krankenhausträger über­

tragen. In diesem Fall bedarf die Übertragung der Aufgabe einer Beleihung mit 

den für die Durchführung dieser Aufgabe erforderlichen hoheitlichen Befugnis­

sen. Die Beleihung erfolgt durch Bescheid der nach Absatz 2 Satz 1 zuständi­

gen Aufsichtsbehörde an den Krankenhausträger. Die Aufgabenübertragung 

darf nur erfolgen, wenn die Einrichtung im Hinblick auf ihre personelle und 
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sachliche Ausstattung, Organisation sowie medizinische und persönliche Be­

treuung der Kranken für die Unterbringung geeignet ist. Daher muss insbe­

sondere sichergestellt sein, dass 

1. die VOr"aussetzungen nach Satz 4 eingehalten werden, 

2. der ärztlichen Leitung der Krankenhausabteilung die Verantwortung 

für die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 2 übertragen wird und 

3. der Einsatz von Personal von einem auf die persönliche und fachli­

che Eignung 'bezogenen Einwilligungsvorbehalt der ärztlichen Lei­

tung der Krankenhausabteilung abhängig ist. 

(2) Zuständige Aufsichtsbehörde nach diesem Gesetz ist die örtlich zuständige 

Bezirksregierung. Oberste Aufsichtsbehörde ist das für Gesundheit zuständige 

Ministerium. 

(3) Die Aufsicht erstreckt sich auf die Sicherstellung der rechtmäßigen Aufga­

benwahrnehmung. o"ie zuständige Aufsichtsbehörde kann sich insbesondere 

unterrichten lassen, Einsicht in Akten und sonstige Schriftstücke nehmen, 

Weisungen erteilen und jederzeit die Räumlichkeiten des Krankenhauses auf­

suchen. Von dem Recht auf Akteneinsicht ausgenommen ist der konkrete In­

halt vertraulicher Therapiegespräche. Die zuständige Aufsichtsbehörde kann 

auf Kosten des Krankenhausträgers selbst tätig werden oder Dritte tätig wer­

den lassen, wenn der Träger einer Weisung nicht innerhalb einer bestimmten 

Frist nachkommt. § 11 des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes 

Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 

S. 157), das zuletzt durch Gesetz vom 25. März 2015 (GV. NRW. S. 302) ge­

ändert worden ist, bleibt unberührt." 

5. In § 13 Absatz 1 werden nach dem Wort "Begutachtung" die Wörter '" Behand­

lung, besondere Sicherungsmaßnahmen" eingefügt. 

6. Dem § 15 werden folgende Sätze angefügt: 

"Ergibt eine ärztliche Untersuchung, dass die Unterbringungsvoraussetzungen 

nicht mehr vorliegen, hat die ärztliche Leitung die in Satz 2 Genannten unverzüg-
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lieh zu unterrichten. Bis zur Entscheidung des Gerichts können die Betroffenen 

sofort nach § 25 beurlaubt werden." 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

"DerKrankenhausträger hat den täglichen Aufenthalt im Freien zu ermögli-

ehen." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,,§ 9 des Gesundheitsdatenschutzgesetzes vom 22. Februar 1994 (GV. 

NRW. S. 84), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. April 2005 

(GV. NRW. S. 414) geändert worden ist, bleibt unberührt." 

8. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 17 

Aufnahme, Eingangsuntersuchung und Erforderlichkeit der weiter~n Un­

terbringung" . 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Es ist sicherzustellen, dass die Erforderlichkeit der weiteren Unterbringung 

grundsätzlich täglich ärztlich überprüft, begründet und dokumentiert wird." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

9. § 18 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 18 

Behandlung 

(1) Während der Unterbringung wird eine medizinisch notwendige und im Sin­

ne dieses Gesetzes zulässige Behandlung angeboten. 

(2) Unverzüglich nach der Aufnahme ist mit den Betroffenen ein individueller 

Behandlungsplan zu erstellen. Die Behandlung und der Behandlungsplan sind 

den Betroffenen und ihrer gesetzlichen Vertretung zu erläutern, mit diesen ab­

zustimmen und fortlaufend anzupassen. Soweit die Betroffenen Grund, Be­

deutung und Tragweite der Behandlung bei der Erläuterung nicht einsehen 

können, sind Zeitpunkt, Form der Erläuterung und Abstimmung des Behand-
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lungsplanes nach therapeutischen Kriterien zu bestimmen. Zielsetzung sind 

Behandlungsvereinbarungen. §§ 630a bis 630h des Bürgerlichen Gesetzbu­

ches sind zu beachten. Betroffenen, ihren Verfahrenspflegerinnen, Verfah- . 

renspflegern, Verfahrensbevollmächtigten und ihrer gesetzlichen Vertretung ist 

auf Verlangen unverzüglich Einsicht in die vollständigen, sie betreffenden Pa­

tientenakten zu gewähren, soweit der Einsichtnahme nicht erhebliche thera­

peutische Gründe oder sonstige erhebliche Rechte Dritter entgegenstehen. 

Die Ablehnung der Einsichtnahme ist zu begründen. 

(3) Die Behandlung bedarf vorbehaltlich der Regelungen in den Absätzen 4 

und 5 der Einwilligung der Betroffenen. 

(4) Die Krankheit, die Anlass der Unterbringung ist, darf ohne Einwilligung 

nach Absatz 3 behandelt werden, wenn Betroffene Grund, Bedeutung und 

Tragweite der Behandlung nicht einsehen oder sich nicht nach dieser Einsicht 

verhalten können und ohne Behandlung Lebensgefahr oder erhebliche Gefah­

ren für ihre Gesundheit drohen. 

(5) Widerspricht eine medizinische Behandlung der Anlasserkrankung dem 

natürlichen Willen der Betroffenen (Zwangsbehandlung), darf zu deren Durch­

führung unter den Voraussetzungen des Absatz 4 unmittelbarer Zwang ~nge­

wendet werden, wenn 

1. eine weniger eingreifende Maßnahme aussichtslos ist, 

2. der zu erwartende Nutzen die zu erwartenden Beeinträchtigungen für 

die Betroffenen deutlich überwiegt, 

3. der Versuch vorausgegangen ist, die Zustimmung der Betroffenen zu 

erreichen und 

4. die Maßnahme der Wiederherstellung der freien Selbstbestimmung 

dient. 

Die Behandlungsmaßnahmen einschließlich ihres Zwangscharakters, ihrer 

Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen Gründe und der Wirkungsüberwa­

chung sind durch die behandelnde Ärztin oder den behandelnden Arzt zu do­

kumentieren und nachzubesprechen, sobald es der Gesundheitszustand der 
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Betroffenen zulässt. Die Zwangsbehandlung ist unzulässig, wenn sie lebens­

gefährlich ist oder wenn sie die Gesundheit der Betroffenen erheblich gefähr­

det. Maßnahmen nach Absatz 4 dürfen nur durch die ärztliche Leitung, bei de­

ren Verhinderung durch deren Vertretung angeordnet und nur durch Ärztinnen 

oder Ärzte vorgenommen werden. 

(6) Die Zwangsbehandlung einer "minderjährigen Person bedarf der vorherigen 

Zustimmung der insoweit sorgeberechtigten Person. Die Zwangsbehandlung 

einer volljährigen Person bedarf der vorherigen Zustimmung durch das zu­

ständige Gericht. Den Antrag beim zuständigen Gericht stellt die ärztliche Lei­

tung und bei Verhinderung deren Vertretung. Von der Einholung einer gericht­

lichen Entscheidung kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn diese 

nicht rechtzeitig erreichbar und die sofortige ärztliche Zwangsmaßnahme zur 

Vermeidung einer gegenwärtigen Lebensgefahr oder einer gegenwärtigen 

schwerw"iegenden Gefahr für die Gesundheit der untergebrachten Person er­

forderlich ist. Zwangsbehandlungen nach Satz 4 sind im Anschluss der Auf­

sichtsbehörde zu melden. Eine gerichtliche Zustimmung für die weitere 

Zwangsbehandlung ist unverzüglich zu beantragen, sofern die unmittelbare 

Lebensgefahr oder schwerwiegende Gefahr für die Gesundheit überwunden 

ist und die Fortführung der Zwangsbehandlung als weiterhin notwendig ange­

sehen wird. 

(7) Ist bei sonstigen Erkrankungen die Einwilligung der Betroffenen zur Be­

handlung nicht zu erlangen, so wird sie im Falle der Einwilligungsunfähigkeit 

durch die Einwilligung der gesetzlichen Vertretungen oder der Bevollmächtig­

ten ersetzt. § 630d und die §§ 1896 bis 1906 des Bürgerlichen Gesetzbuches 

finden Anwendung." 

1"0. § 20 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 20 

Besondere Sicherungsmaßnahmen 

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen zur Abwendung einer gegenwärtigen 

erheblichen Selbstgefährdung oder einer gegenwärtigen erheblichen Gefähr­

dung besonderer Rechtsgüter sind ausschließlich 

1. Beschränkung des Aufenthalts im Freien, 
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2. Unterbringung in einem besonderen Raum, 

3. Festhalten statt Fixierungen oder 

4. Fixierung in der Form der Einschränkung der Bewegungsfreiheit durch me­

chanische Hilfsmittel. 

Sie dürfen nur dann angeordnet werden, soweit und solange die Gefahr nicht 

durch mildere Maßnahmen abgewendet werden kann. Soweit es sich um die 

Anwendung unmittelbaren Zwangs nach den Nummern 2, 3 und 4 handelt, ist 

jeweils die Maßnahme anzuwenden, die am wenigsten in die Rechte der Be­

troffenen eingreift. 

(2) Über einen längeren Zeitraum andauernde oder sich regelmäßig wiederho­

lende besondere Sicherungsmaßnahmen nach Absatz 1 Nummer 4 sind nur 

mit Zustimmung des zuständigen Gerichts zulässig. § 18 Absatz 6 Satz 1 bis 3 

gilt entsprechend. § 12 Satz 2 ist anzuwenden. Ist die gerichtliche Entschei­

dung nicht rechtzeitig erreichbar und die sofortige Durchführung der besonde­

ren Sicherungsmaßnahme zur: Vermeidung von erheblichen Nachteilen not­

wendig, so ist der Antrag unmittelbar nach Fixierungsbeginn zu stellen. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 sind den Betroffenen vorher anzukündi­

gen und zu begründen. Von der Ankündigung kann bei einer Fixierung aus­

nahmsweise abgesehen werden, wenn die Umstände sie nicht zulassen, ins­

besondere wenn die sofortige Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr ei­

ner Gefahr notwendig ist. Sie bedürfen der ärztlichen Anordnung und Überwa­

chung. Sie sind zu befristen und sofort aufzuheben, sobald die Voraussetzun­

gen für ihre Anordnung entfallen. Eine Beobachtung durch Einsatz technischer 

Mittel zur Anfertigung von Bildaufnahmen und Bildaufzeichnungen sowie zum 

Abhören und Aufzeichnen des gesprochenen Wortes, ist verboten. Eine Be­

obachtung im Rahmen besonderer Sicherungsmaßnahmen darf ausschließ­

lich durch den Einsatz von Personal erfolgen. Bei Fixierungen ist eine ständige 

persönliche Beobachtung mit kontinuierlicher Kontrolle der Vitalfunktionen 

durch eine Sitzwache sicherzustellen. Anlass, Anordnung, Art, Umfang und 

Dauer der Maßnahmen sind zu dokumentieren und der Verfahrenspflegerin, 

dem Verfahrenspfleger, den Verfahrensbevollmächtigten und der gesetzlichen 

Vertretung der Betroffenen unverzüglich mitzuteilen." 
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11. Dem § 22 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Der Umgang mit deren Bild-, Video- und Tonaufzeichnungsoptionen ist ins­

besondere unter Berücksichtigung der Rechte und des Schutzes Dritter in der 

Hausordnung zu regeln." 

12. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 werden jeweils die 

Wörter "das Gesundheitswesen" durch das Wort "Gesundheit" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Den Besuchskommissionenmüssen angehören: 

1. eine staatliche Medizinalbeamtin oder ein staatlicher Medizinal­

beamter der Aufsichtsbehörde oder eine ihnen in ihrer Funktion 

gleichgestellte öffentlich angestellte Person, 

2. eine in der Psychiatrie weitergebildete Ärztin oder ein in der Psy­

chiatrie weitergebildeter Arzt und 

3. eine Betreuungsrichterin oder ein Betreuungsrichter oder eine 

Beamtin oder ein Beamter oder eine ihnen in ihrer Funktion 'gleich­

gestellte öffentlich angestellte Person mit der Befähigung zum Rich­

teramt oder zum höheren Verwaltungsdienst. 

Den Besuchskommissionen gehören Vertretungen der Betroffenen­

und Angehörigenorganisationen an, soweit Vorschläge dieser Orga­

nisationen vorliegen. Die Bestellung erfolgt durch das für Gesund­

heit zuständige Ministerium. Dieses kann darüber hinaus weitere 

Mitglieder auch für einzelne Besuche der Kommission bestellen. 

Angehörige der zuständigen unteren Gesundheitsbehörde können 

an den Besuchen teilnehmen. Petitionsrechte, die Aufsichtspflichten 

und -rechte der zuständigen Behörden sowie das Gebot der 

Schweigepflicht der Angehörigen der Heilberufe bleiben unberührt." 

13. § 24 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Sprechstunden sollen bei Bedarf im Bereich des Krankenhauses, in dem 

die Betroffenen untergebracht sind, stattfinden." 
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14. In § 30 Satz 2 werden die Wörter "das Gesundheitswesen" durch das Wort 

"Gesundheit" ersetzt. 

15. Nach § 30 werden folgende §§ 31 und 32 eingefügt: 

,,§ 31 

Landesfachbeirat Psychiatrie 

(1) Das für Gesundheit zuständige Ministerium setzt zu seiner Beratung in 

Fragen des psychiatrischen Hilfesystems und als Forum für die Koordinati­

on der verschiedenen Beteiligten des psychiatrischen Hilfesystems den 

Landesfachbeirat ~sychiatrie ein. Ein besonderer Schwerpunkt ist auf die 

Vermeidung von Zwangsmaßnahmen und Verbesserung der Teilhabe von 

Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen zu legen. Er setzt sich ins­

besondere aus Vertretungen der Leistungsträger, der Leistungserbringer, 

der Kommunen, der Sozialverbände, des Betreuungswesens sowie der 

Betroffenen und Angehörigen zusammen. Hierfür beruft das für Gesund­

heit zuständige Ministerium die Mitglieder und für jedes Mitglied eine Ver­

tretung unter Berücksichtigung des § 12 Absatz 1 des Landesgleichstel­

lungsgesetzes vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 590), das zuletzt 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) 

geändert worden ist. Der Vorsitz und die Geschäftsführung im Landes­

fachbeirat Psychiatrie obliegen dem für Gesundheit zuständigen Ministeri­

um. 

(2) Der Landesfachbeirat Psychiatrie gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§ 32 

Melderegister, Berichterstattung, Landespsychiatriepl~n 

(1) Alle Zwangsmaßnahmen nach diesem Gesetz werden erfasst und dem für 

Gesundheit zuständigen Ministerium jährlich gemeldet. Die Meldung erfolgt 

spätestens bis zum 31. März des Folgejahres. Meldepflichtige Zwangs­

maßnahmen gemäß Satz 1 sind 

1. Unterbringungen nach §§ 11 und 12, 

2. vorläufige Unterbringungen nach § 14, 
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3. ärztliche Zwangsmaßnahmen nach § 18 Absatz 4 und. 

4. besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 20. 

(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium berichtet dem Landtag alle 

zwei Jahre über Rahmendaten der Unterbringung nach diesem Gesetz. Der 

Bericht erfolgt erstmalig zum 31. Dezember 2016. 

(3) Das für Gesundheit zuständige Ministerium erstellt einen Landespsychiat­

rieplan. Der Landespsychiatrieplan enthält die Rahmenplanung für die Siche­

rung und Weiterentwicklung der Hilfeangebote für die Personen nach § 1 

Nummer 1. Bei der Erstellung des Landespsychiatrieplans wird das für Ge­

sundheit zuständige Ministerium vom Landesfachbeirat Psychiatrie beraten. 

Der Landespsychiatrieplan wird nach Bedarf fortgeschrieben. Das für Ge­

sundheit zuständige Ministerium prüft jeweils spätestens nach fünf Jahren, ob 

eine Fortschreibung erforderlich ist." 

16. D.ie bisherigen §§ 31 bis 36 werden die §§ 33 bis 38. 

17. Der bisherige § 37 wird § 39 und die Angabe ,,2014" wird durch die Angabe 

,,2019" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 

bei psychischen Krankheiten 

Begründung 

A Allgemeiner Teil 

Mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention (2009) sowie durch 
das dritte Betreuungsrechtsänderungsgesetz vom 29.07.2009 (BGBI. I. S. 
2286), das Patientenrechtegesetz vom 20.02.2013 (BGB!. I. S. 277) und durch 
die höchstrichterliche Rechtsprechung zur Zwangsbehandlung (seit 2011) wur­
den die Rechte von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen im Rahmen 
der öffentlich-rechtlichen Unterbringung gestärkt. Das PsychKG genügt diesen 
Änforderungen nicht in allen Bereichen. 

Der zum 31.12.2014 erstellte Evaluationsbericht der Landesregierung (L T­
Vorlage 16/2622) hat darüber hinaus in der Umsetzung Problemfelder darge­
legt, die durch gesetzliche Anpassung behoben werden sollen. 

Vor diesem Hintergrund enthält die erste Novelle des PsychKG folgende 
Schwerpunkte: 

Der Schutz und die Achtung der Selbstbestimmung, der Würde und der persön­
lichen Integrität werden in den Grundsätzen des Gesetzes gestärkt. 

Die Regelungen zur Zwangsbehandlung bei einwilligungsunfähigen Betroffenen 
sind auf die Verhinderung von Lebensgefahr und erheblicher Selbstgefährdung 
ausgerichtet. Das allgemeine Ziel, die Selbstbestimmungsfähigkeit der Unter­
gebrachten wieder herzustellen, kann hier als Rechtfertigungsgrund allein nicht 
ausreichen. Bei Gefährdung anderer während der Unterbringung ist eine 
Zwangsbehandlung nach höchstrichterlicher Rechtsprechung nicht zulässig. 
Auch die weiteren Voraussetzungen orientieren sich an der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes. 

Die besonderen Sicherungsmaßnahmen werden erweitert in Bezug auf das 
Festhalten statt Fixierung. 

Bei einer über einen längeren Zeitraum andauernden und wiederholt angeord­
neten Fixierung als besondere Sicherungsmaßnahme ist eine richterliche Ge­
nehmigung einzuholen Bei einer Fixierung, die länger als 24 Stunden dauert, 
wird in der Regel von einer länger andauernden Maßnahme ausgegangen. 

Mit dem dritten Betreuungsrechtsänderungsgesetz sind die §§ 1901 a und b in 
das BGB aufgenommen worden. Soweit bei einwilligungsunfähigen Patienten 
eine Patientenverfügung vorliegt, ist diese zu achten. Ansonsten ist es bei be-
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stellter rechtlicher Betreuung bzw. einer rechtsgeschäftlichen Bevollmächtigung 
deren Aufgabe, den mutmaßlichen Willen zu ermitteln. Entsprechende Ver­
weise auf diese Paragraphen schaffen hier Sicherheit für eine zwingend not­
wendige Beachtung. 

Das PsychKG NRW regelt den Vollzug der öffentlich-rechtlichen Unterbringung 
psychisch Kranker .. Hierbei handelt es sich um die Ausübung hoheitlicher Auf­
gaben. Die Zuständigkeit der Krankenhäuser ergibt sich aus § 2 in Verbindung 
mit § 16 Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen -
KHGG NRW- vom 11. Dezember. 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157) in . 
der jeweils geltenden Fassung. Die Pflichtversorgung nach PsychKG wird von 
öffentlich-rechtlichen Träger und freigemeinnützigen oder privaten Kranken­
hausträger auf der Grundlage des Feststellungsbescheides nach § 16 KHGG 
wahrgenommen. Auf Grund der vorgesehenen erweiterten AufgabensteIlung 
durch Beantragung einer richterlichen Genehmigung in Bezug auf Zwangsmaß­
nahmen und der aktuellen höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Übertragung 
hoheitlicher Aufgaben an private und freigemeinnützige Träger, wird eine Kon­
kretisierung der Übertragung im Gesetz verankert. Zukünftig erfolgt eine Belei­
hung der privaten und freigemeinnützigen Träger per Verwaltungsakt. 

Die Qualität der Berichterstattung und der Dokumentationspflichten wird durch 
die Einführung einer anonymisierten Berichts- und Meldepflicht auf Landesebe­
ne gestärkt. Der Evaluationsbericht hat deutliche Hinweise enthalten, dass 
mehr Transparenz notwendig ist. Die Meldepflicht der Kommunen nimmt Bezug 
auf bereits bestehende Verfahren und die im Gesetz über den öffentlichen Ge-

. sundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen (ÖGDG NRW) vom 25. No­
vember 1997 (GV. NW. 1997 S. 430), zuletzt geändert am 30. April 2013 (GV~ 
NRW. S. 202), verankerten Regelungen. 

Neu aufgenommen werden im Gesetz die Einrichtung eines Landesfachbeirates 
und die Verpflichtung zur Landespsychiatrieplanung. Der Landesfachbeirat ist 
vorgesehen zur Beratung des für Gesundheit zuständigen Ministeriums in Fra­
gen des psychiatrischen Hilfesystems und als Forum der Koordination der ver­
schiedenen Beteiligten des psychiatrischen Hilfesystems auf La!ldesebene. Mit 
der Verankerung der Verpflichtung zur Berichterstattung und zur Landespsychi­
atrieplanung wird der aktuell eingeleitete Planungsprozess perspektivisch ver­
bindlich geregelt. Die Beteiligung der Leistungsträgerinneh und Leistungsträger, 
Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer, der Kommunen, der Vertre­
tungen des Betreuungswesen und der Betroffenen ist gewährleistet. Die Ver­
pflichtungszeiträume sichern eine fortlaufende Transparenz, unmittelbare Hand­
lungsoptionen zu angemessenen Vorkehrungen im Sinne der UN-BRK bei Ver­
änderung der Rahmenbedingungen und die Rückkoppelung zu ,einer lernenden 
Gesetzgebung. 
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B Besonderer Teil- Einzelbegründungen 

Zu Artikel 1 (Änderung des PsychKG des Landes Nordrhein-Westfalen) 

Zu Nummer 1 (Änderung der Inhaltsübersicht) 

Auf Grund der Änderung der amtlichen Überschriften des § 17 und der §§ 33 
bis 39 PsychKG sowie der Einfügung neuer Vorschriften (§§ 31 und 32 
PsychKG) ist eine Anpassung der Inhaltsübersicht erforderlich. 

Zu Nummer 2 (§ 2 PsychKG-E Grundsatz) 

In Absatz 1 wird auf die Inhalte der UN-Konvention für die Rechte von Me'l­
schen mit Behinderung (UN-BRK) verwiesen. Mit deren Ratifizierung hat 
Deutschland den Grundsatz, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
allgemein gültig und unteilbar sind und diese uneingeschränkt für Menschen mit 
Beeinträchtigungen gelten, bekräftigt und gestärkt. Die Achtung der dem Men­
schen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, einschließlich 
der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit ist 
zentraler Grundsatz der UN-BRK wie auch des Grundgesetzes. Die bisherige 
Formulierung der besonderen Rücksichtnahme entspricht diesem Grundsatz 
nicht ausreichend. Die inhaltliche Neuformulierung des Satz 1 orientiert sich an 
Artikel 3 der Konvention und Artikel 1, 2 und 3 des Grundgesetzes. 

In Absatz 2 wird Bezug genommen auf das dritte Betreuungsrechtsänderungs-
. gesetz (2009). Es sind Regelungen zur Patientenverfügung und zu deren Trag­
weite aufgenommen worden. Soweit einwilligungsfähige Betroffene für den Fall 
ihrer Einwilligungsunfähigkeit schriftlich festgelegt haben, ob sie in bestimmte, 
zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar bevorstehende Untersu­

chungen ihres Gesundheitszustands, Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe 
einwilligen oder sie untersagen (Patientenverfügung), ist durch die rechtliche 
Betreuung und die Ärztin oder den Arzt zu prüfen, ob diese Festlegungen auf 
die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zutreffen. Ist dies der Fall, ist 

dem Willen der Betroffenen Ausdruck und Geltung zu verschaffen. 

Behandlungsvereinbarungen beinhalten in schriftlicher Form ebenfalls den Wil­
len der Patientin/des Patienten und sind als eine Patientenverfügung einzuord­
nen. Der Vorteil ist, dass diese im Dialog mit den behandelnden Ärztinnen und 
Ärzten erstellt wurden. Der Hinweis war bereits bisher verankert, wird aber an­
gepasst und verstärkt, um die Umsetzung zu befördern. 

Die Dokumentationspflichten sind in Absatz 3 durch die höchstrichterliche 
Rechtsprechung in Bezug auf Zwangsmaßnahmen konkretisiert worden. Insbe-
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sondere das Bundesverfassungsgerichtsurteil aus 2011 (BVerfG Az. 2 BvR 
882/09 v. 23.3.2011, Bill a) formuliert Dokumentationserfordernisse, die über 
die Orientierungsfunktion für das ärztliche Handeln hinaus auch darin bestehen, 
das Vorliegen der Voraussetzungen der Rechtmäßigkeit der Maßnahme er­
kennbar und überprüfbar zu machen. 

Sorgfältige Dokumentation ist als Garantie für effektiven Rechtsschutz und zur 
Sicherung der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs geboten. Nur auf dieser Grund­
lage sieht das Verfassungsgericht fachgerechtes und verhältnismäßiges Han­
deln unter der für Kliniken typischen Bedingung gesichert, dass die zuständigen 
Akteure wechseln. Hinzu kommt schließlich, dass die Dokumentation auch ein 
unentbehrliches Mittel der systematischen verbesserungsorientierten Qualitäts­
kontrolle und Evaluation ist. 

Zu Nummer 3 (§ 10 PsychKG-E Unterbringung) 

Die Änderung der Überschrift und die Abhebung von Absatz 4 sind redaktionel­
le Anpassungen. Die Aufsichfwird nun in §1 Oa PsychKG-E geregelt. 

Die Krankenhäuser haben laut Absatz 2 Satz 1 durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass sich die Betroffenen der Unterbringung nicht entziehen. 
Hieraus lässt sich nicht die Pflicht zu verschlossenen Türen ableiten. Hier muss 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gelten und dass jeweils die Maßnah­
men zu wählen sind, die mit den geringsten Eingriffen in die Grundrechte ver­
bunden sind. Sobald es die Behandlung der psychisch erkrankten Person ohne 
Gefährdung des Unterbringungszwecks zulässt, trägt die offene Unterbringung 
zur Stabilisierung der untergebrachten Person bel. 

Die Kliniken, die mit "offeneren Formen" von Unterbringung arbeiten (Stations­
pflegezimmer am Eingang, Schließen nur über Nacht, Intensivbetreuung) be­
richten von positiven Erfahrungen. Eine Studie vom "LWL-Forschungsinstitut für 
Seelische Gesundheit" (2012) konnte Belege dafür vorlegen, dass in ei~er "of­
feneren" Psychiatrie durch eine andere Personalorganisation oder ein diagnos­
tisch heterogenes Stationssetting insbesondere Fixierungen minimiert werden 
können. Zudem kommt die· Studie zu dem Ergebnis, dass die Entwicklung der 
Unterbringungshäufigkeit nicht davon abhängig ist, ob eine psychiatrische Be­
handlung in offener oder geschlossener Form erfolgt. 

Soweit nicht maßgebliche Gründe dagegen sprechen (z. B. akute Krisensituati- . 
onen, geringere Personalausstattung in der Nacht), sollen offene Formen der 
Unterbringung gewählt werden. 
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Zu Nummer 4 (§ 10a PsychKG-E Aufgabenwahrnehmung, Aufsicht) 

Bei Aufgabenwahrnehmung der Krankhausträger im Rahmen der öffentlich­
rechtlichen Unterbringung nach §§ 10 und 14 PsychKG-E üben diese hoheitli­
che Befugnisse aus. Darunter fallen alle Eingriffe in die freiheitlichen Grund­
rechte der Untergebrachten, insbesondere umfassen sie die Anordnungsbefug­
nisse und Durchführungen in §§ 10, 14, 18 und 20 PsychKG-E. Neu aufge­
nommen wird die Befugnis der ärztlichen Leitung zur AntragsteIlung zur qe­
nehmigung einer ärztlichen Zwangsmaßnahme beim zuständigen Gericht nach 
§§ 18 und 20 PsychKG-E. 

Die AufgabensteIlung der Krankenhäuser ergibt sich aus § 2 in Verbindung mit 
§ 16 Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen - KHGG 
NRW- vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157), das zu­
letzt durch Gesetz vom 25. März 2015 (GV. NRW. S. 302) geändert worden ist. 
Die Pflichtversorgung nach PsychKG wird von den Krankenhausträgern auf der 
Grundlage des Feststellungsbescheides nach § 16 KHGG wahrgenommen. 

Auf Grund der vorgesehenen erweiterten AufgabensteIlung durch Beantragung 
einer richterlichen Genehmigung in Bezug auf Zwangsmaßnahmen und der ak­
tuellen höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Übertragung hoheitlicher Auf­
gaben an Krankenhausträger, wird eine Konkretisierung dieser Übertragung im 
Gesetz verankert, die den handelnden Personen Rechtsicherheit gibt. Zukünftig 
erfolgt eine Beleihung der Krankenhausträger per Verwaltungsakt erfolgen und 
die Aufsicht wird der örtlich zuständigen Bezirksregierung zugeordnet. Die 
Rechtsaufsicht für die Krankhäuser, die bisher in § 10 Absatz 2 PsychKG ver­
ankert war, wird gleichfalls in Absatz 2 geregelt. Die allgemeine Aufsicht nach § 
11 KHGG findet weiterhin Anwendung. 

Die Aufsicht erstreckt sich auf die Sicherstellung der rechtmäßigen Aufgaben­
wahrnehmung. Als aufsichtsrechtmäßige Mittel werden die Unterrichtung, die 
Akteneinsicht, die Weisungsbefugnis und das Zutrittsrecht sowie das Selbstein­
trittsrecht bei Untätigkeit des Krankenhausträgers genannt. Von der Offenba­
rungspflicht ist der konkrete Inhalt vertraulicher Therapiegespräche nicht um­
fasst, da dieser dem d.urch das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
umfassten geschützten Kernbereich der Person unterliegt. Hierzu bedarf es der 
Einwilligung der Patientin/des Patienten. 

Absatz 1 Satz 5 beschreibt die Anforderungen an die Beleihung per Verwal­
tungsakt. Nummer 1 stellt sicher, dass die es sich um eine zur Ausführung der 
Unterbringung geeignete Einrichtung handelt. In Nummer 2 ist verankert, dass . 
die fachliche und rechtliche Verantwortung für die Unterbringung der ärztlichen 
Leitung der psychiatrischen Fachabteilung oder Fachkrankenhaus übertragen 
wird. Nummer 3 gewährleistet die demokratische Legitimation der in der Unter­
bringungseinrichtung tätigen Beschäftigten. 
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Zu Nummer 5 (§13 Anwendung der Vorschriften über die freiwillige Gerichts­

barkeit) 

Die Vorschriften über die freiwillige Gerichtsbarkeit werden auf die Verfahren 

zur Behandlung (§18) und auf die besonderen Sicherungsmaßnahmen (§20) 

angewendet. 

Zu Nummer 6 (§ 15 PsychKG-E Beendigung der Unterbringung) 

Es ist eine rechtssystematische Änderung geboten. Bisher ist eine Regelung 

zur Entlassung, wenn der Grund der Unterbringung weggefallen ist, im § .17 Ab­
satz 3 enthalten. Dessen Überschrift lautet "Aufnahme und Eingangsuntersu­
chung". Systematisch ist die Regelung jedoch der Beendigung der Unterbrin­

gung zuzuordnen. 

Zu Nummer 7 (§ 16 PsychKG-E RechtsteIlung der Betroffenen) 

In Absatz 1 wird ein täglicher Aufenthalt im Freien aus humanethischer und the­

rapeutischer Sicht gefordert. Die Belastung durch die Bedingungen einer 

zwangsweisen Unterbringung in einem Krankenhaus wird dadurch gemildert. 

In Absatz 2 wird darauf hingewiesen, dass § 9 des Gesundheitsdatenschutzge­
setzes vom 22. Februar 1994 (GV. NRW. S. 84) zur Sicherung des Datenschut­

zes unberührt bleibt. 

Zu Nummer 8 (§ 17 PsychKG-E Aufnahme, Eingangsuntersuchung und Erfor­
derlichkeit der Unterbringung) 

Die Überschrift wird um den in Absatz 3 formulierten Aspekt der Erforderlichkeit 
der weiteren Unterbringung ergänzt. 

In Absatz 2 wird eine tägliche Überprüfung der Voraussetzung der Unterbrin­

gung verlangt, da eine Freiheitsbeschränkung durch die Unterbringung einen 
sehr weitgehenden Grundrechtseingriff bedeutet. 

Der Absatz 3 wird nach § 15 verschoben und als Satz 3 und 4 angefügt. 

Zu Nummer 9 (§ 18 PsychKG-E Behandlung) 

In Absatz 1 wird festgelegt, dass eine bedarfsgerechte Behandlung alle im Ein­
zelfall gebotenen medizinischen (ärztlichen, psychotherapeutischen, pflegeri­

schen, soziotherapeutischen, ergotherapeutischen, etc.) Leistungen umfasst. 
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Mit den ergänzenden Formulierungen in Absatz 2 und 3 wird die fachlich gebo­
tene Grundhaltung der gemeinsamen Entscheidungsfindung zwischenPatien­
tin/Patient und Behandlern gestärkt. W~itergehend ist hier in diesem Zusam­
menhang auch das Angebot einer Behandlungsvereinbarung anzuführen. 

Bisher wird die Behandlungsvereinbarung im Gesetz nur in § 2 PsychKG in Zu­
sammenhang mit der besonderen Berücksichtigung des Willens und der ße­
dürfnisseder Betroffenen genannt. Eine Verankerung im § 18 PsychKG stellt 
einen fachlich gebotenen Zusammenhang zur Behandlungsplanung her. 

Soweit eine Abstimmung und weitergehend eine Vereinbarung möglich sind, 
sind die §§ 630a bis h BGB zu beachten. Sie treffen Regelungen zu Vereinba­
rungen zwischen Ärztin/Arzt und Patientin/Patient. Sie betreffen insbesondere 
auch die Informations- und Erläuterungspflichten in Bezug auf die ärztlichen 
Maßnahmen. 

Es erfolgt eine Anpassung an die Regelung im BGB zur Einsichtnahme in Pati­
entenakten. 

Eine Behandlung von Betroffenen, die nicht einwilligungsfähig sind, wird in den 
Absätzen 4 und 5 geregelt. Die Behandlung von einwilligungsunfähigen Unter­
gebrachten gegen deren natürlichen Willen (Zwangsbehandlung) kommt nach 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung nur zum Schutz der untergebrachten· 
Menschen vor einer Selbstgefährdung in Betracht. Eine Fremdgefährdung allein 
kann eine Zwangsbeharidlung nicht rechtfertigen (BVerfG a.a.O.). Bei Gefähr­
dung von Mitpatientinnen und Mitpatienten sowie Personal sind besondere Si­
cherungsmaßnahmen nach § 20 zu prüfen. Sofern die Gefährdung Dritter zwar 
gegenwärtig ist, aber auch mit einer erheblichen Gefahr für die Gesundheit der 
untergebrachten Person einhergeht, die durch eine weniger eingreifende Maß­
nahme nicht abgewendet werden kann, ist eine Zwangsbehandlung unter den 
angeführten Voraussetzungen zulässig. 

Wie die Unterbringung muss auch die Zwangsbehandlung des untergebrachten 
Menschen zum Schutz vor einer Selbstgefährdung auf die Behandlung der so 
genannten Anlasserkrankung sowie auf die Verhinderung von Lebensgefahr 
und erheblichen gesundheitlichen Schäden ausgerichtet sein. 

Das allgemeine Ziel, die Selbstbestimmungsfähigkeit der Untergebrachten so 
weit wie möglich wieder herzustellen, reicht als Rechtfertigungsgrund für eine 
Zwangsbehandlung allein nicht aus. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz wäre 
nicht ausreichend beachtet. Die Maßnahme entspräche zudem nicht den Vor­
gaben der UN-BRK. Die Voraussetzungen sollen mit den Regelungen im Be­
treuungsrecht kongruent sein, sofern keine besonderen Gründe dagegen spre­
chen. 

Mit dem dritten Betreuungsrechtsänderungsgesetz sind die §§ 1901 a und b in 
das BGB aufgenommen worden. Danach ist auch die Patientenverfügung eines 
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aktuell ei.nwilligungsunfähigen betroffenen Menschen zu achten. Sofern eine 
rechtliche Betreuung bestellt oder eine rechtsgeschäftliehe Bevollmächtigung 
erfolgt ist, hat die bestellte Person die Aufgabe, den mutmaßlichen Willen der 
Betroffenen zu ermitteln. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Voraussetzungen, unter deneh eine 
Zwangsbehandlung psychisch kranker Personen gegen den natürlichen Willen 
zulässig sein kann,. benannt (BVerfGE a.a.O.). Es bedarf einer gesetzlichen 
Grundlage, in der die Voraussetzungen einer Zwangsbehandlung klar und be­
stimmt genannt sind. Zu den zwingenden Voraussetzungen gehören neben den 
in Absatz 4 genannten Voraussetzungen: 

• strikte Beachtung des Verhältnismäßigkeitsprinzips, d.h. die Zwangsbehand­
lung muss das letzte Mittel sein (ultima ratio), andere mildere Maßnahmen ste­
hen nicht zur Verfügung und der zu erwartende Nutzen überwiegt die Risiken 
einer Behandlung deutlich 

• der ernsthafte, mit dem nötigen Zeitaufwand und ohne Ausübung unzulässi­
gen Drucks unternommene Versuch muss vorausgegangen sein, die auf Ver­
trauen gegründete Zustimmung des Untergebrachten zu erreichen 

• Möglichkeit, eine unabhängige KontrollsteIle anzurufen 

• rechtzeitige Ankündigung der Maßnahme (so rechtzeitig, dass Rechtsschutz 
eingeholt werden kann) 

• Anordnung und Überwachung der Maßnahme durch eine Ärztin oder einen. 
Arzt sowie ihre umfassende Dokumentation. 

Als unabhängige KontrollsteIle wird nach Auswertung von Fachexpertisen das 
Betreuungsgericht als geeignete Stelle benannt. Auf die. bereits bestehenden 
Regelungen im Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Ange­
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) vom 17. Dezember 2008 
(BGB!. I S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Juli 
2015 (BGB!. I S.1386) geändert worden ist, wird Bezug genommen. Andere Al­
ternativen wie die Etablierung einer Ombudsfrau, eines Ombudsmann oder ei­
ner Ethikkommission sind mit Nachteilen bzw. Rechtsunsicherheit verbunden. 

Ein erhöhter Aufwand für die Betreuungsgerichte ist zu erwarten. 

Absatz 6 regelt das Verfahren zur AntragsteIlung beim zuständigen Gericht und 
die Verfahrensweise, wenn Lebensgefahr oder eine gegenwärtige schwerwie­
gende Gefahr für die Gesundheit für die zu behandelnde Person besteht und 
eine gerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig einholbar ist. Von einer solchen 
Gefahr ist beispielweise auszugehen, wenn aufgrund der zugrundeliegenden 
Erkrankung eine Kreislaufinstabilität oder Störungen der Atmung (wegen Ver­
weigerung einer Flüssigkeitsaufnahme, Auswirkungen eines Alkoholentzugsde-
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lirs, Hyperventilation usw.) eintreten, die lebensbedrohlich sind oder schwer­
wiegende Schädigungen der Gesundheit zur Folge haben können .. 

Für minderjährige Personen existiert keine dem § 1906 Absatz 3 BGB entspre­
chende Norm, die für volljährige Personen eine ärztliche Behandlung regelt. Die 
elterliche Sorge umfasst u.a. die Veranlassung von ärztlichen Maßnahmen so­
wie die Einwilligung in ärztliche Eingriffe gemäß § 630 d BGB. Eine Einschrän­
kung sieht das Bundesrecht nur in bestimmten Ausnahmefällen vor. So bedarf 
die Freiheitsentziehung verbundene Unterbringung, nicht aber die ärztliche Be­
handlung, einer gerichtlichen Genehmigung nach § 1631 b BGB. Auch hat der 
Bundesgesetzgeber im Gegensatz zu § 312 Satz 1 Nr. 3 BGB eine entspre­
chende Erweiterung des Katalogs ,der in die familiengerichtlichen Zuständigkei­
ten fallenden Kindschaftssachen in § 151 Nr. 7 FamFG unterlassen. 

Absatz 7 regelt das Verfahren bei sonstige~ Erkrankungen (Erkrankungen ne­
ben der Anlasserkrankung). Sofern die Einwilligung der Betroffenen bei sonsti­
gen Erkrankungen nicht zu erlangen ist, muss im Falle der Einwilligungsunfä­
higkeit auf die Regelungen in § 630 d und §§ 189.6 bis 1906 BGB zurückgegrif­
fen werden. 

Zu Nummer 10 (§ 20 PsychKG-E Besondere Sicherungsmaßnahmen) 

Das "Festhalten anstelle der Fixierung" wird als eigenständige Sicherungsmaß­
nahme eingeführt. Hierunter ist die Immobilisierung der Patientin oder des Pati­
enten mittels körperlicher und verbal begleiteter Techniken durch therapeuti­
sches oder pflegerisches Fachpersonal zu verstehen. Diese Variante der Be­
schränkung der Bewegungsfreiheit wird teilweise von Patientinnen und Patien­
ten im Vergleich zum Eingriff durch mechanische Vorrichtungen wie die Fixie­
rung als weniger einschneidend empfunden. Dies konnte durch Studien belegt 
werden. 

Ob in der jeweiligen Gefährdungssituation das Festhalten oder die Fixierung als 
erforderlich und angemessen zu qualifizieren ist, muss im Wege der Einzelfall­
abwägung ermittelt werden. Hiervon zu unterscheiden ist das Festhalten als 
Maßnahme des unmittelbaren Zwangs, die ausschließlich zum Zwecke der 
Durchsetzung einer Sicherungsmaßnahme ~ beispielsweise einer Fixierung o­
der Isolierung - eingesetzt wird. 

Über einen längeren Zeitraum andauernde oder sich regelmäßig wiederholende 
besondere Sicherungsmaßnahmen der Fixierung sind vom Betreuungsgericht 
zu genehmigen. Mit den Fixierungen sind weitgehende Grundrechtseingriffe 
verbunden. Hier ist eine unabhängige Kontrolle geboten. Wie auch bei der 
Zwangsbehandlung bestehen hier keine Alternativen zum Betreuungsgericht, 
zumal damit eine Angleichung an das Betreuungsrecht in Bezug auf den Rich­
tervorbehalt hergestellt wird. Im Verfahren zur Anwendung einer besonderen 



10 
Stand: 29.01.2016 

Sicherungsmaßnahme soll ein ärztliches Zeugnis anstelle eines Gutachtens er­

stellt werden. 

In einer Akutsituation ist es nicht möglich, die Genehmigung zu beantragen. 
Zeichnet sich jedoch ab, dass die Fixierung voraussichtlich länger als 24 Stun­
den andauern wird oder sich regelmäßig wiederholen wird, ist eine Genehmi­

gung unverzüglich einzuholen. 

Der Bundesgerichtshof hat mit Beschluss vom 07.08.2013 (XII ZB ,559/11) ent­
schieden, dass sorgeberechtigte Personen (Eltern) Fixierungsmaßnahmen in 
Ausübung ihres Sorgerechts selbst genehmigen können. Diese unterfallen in­
soweit nicht dem Genehmigungserfordernis des § 1631 b BGB. Auch eine ana­
loge Anwendung von § 1906 Absatz 4 BGB kommt vor diesem Hintergrund 
nicht in Betracht. Im Falle einer sofortigen Maßnahme bei unmittelbar drohen­
der Gefahr sind die sorgeberechtigten Personen unverzüglich ,zu informieren 
und eine Genehmigung zum weiteren Vorgehen ist einzuholen. 

Zu Nummer 11 (§ 22 PsychKG-E Besuche, Telefongespräche, Telekommuni­
kation) 

Absatz 3 Satz 2 gibt den Betroffenen grundsätzlich das Recht, Mobilfunkgeräte 
(Handys) und Internet zu nutzen. Dieses Recht darf nur eingeschränkt werden, 

soweit dies erforderlich ist, um gesundheitliche Nachteile für Betroffene oder 
erhebliche Gefahren für die Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben ab­
zuwehren. Gesondert ist der Gebrauch der damit verbundenen Bild-, Video­
und Tonaufzeichnungsoptionen zu regeln, da hier Gefahren für die Rechte bzw. 
den Schutz Dritter entstehen können. Dies gilt für die Versendung unerlaubter 
Aufzeichnungen oder ihrer Einstellung ins Internet. Die Persönlichkeitsrechte 

sind in unterschiedlichen bundesgesetzlichen Regelungen gesetzlich geschützt. 
In den Hausordnungen ist auf die bundesgesetzlichen Schutzgesetze hinzuwei­
sen und Regelungen zu diesen Optionen sind zu treffen. 

Zu Nummer 12 (§ 23 PsychKG-E Besuchskommissionen) 

In Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 und 4 handelt es sich um re­
daktionelle Änderungen. 

In Absatz 4 ist die Änderung notwendig, da nicht mehr alle der in der Bezirksre­
gierung mit der Aufgabe betrauten Personen immer auch verbeamtet sind und 
diese Aufgabe gleichwohl auch von Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes 
wahrgenommen werden kann. 

Die bisher per Erlass geregelte Mitgliedschaft der Betroffenen- und Angehöri­
genverbände in der Besuchskommission wird als Rechtsanspruch ins Gesetz 
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aufgenommen. Einer ständigen Pflichtmitgliedschaft widerspricht, dass es für 

die Verbände nicht immer realisierbar ist, alle Kommissionen zu besetzen .. 

Zu Nummer 13 (§ 24 PsychKG-E Beschwerdestellen) 

In Absatz 1 wird klargestellt, dass Sprechstunden bei Bedarf abgehalten wer­
den sollen, auch wenn die Unterbringung in offener Form erfolgt. 

Zu Nummer 14 (§ 30 PsychKG-E Aufsichtsbehörden) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 15 (§ 31 PsychKG-E Landesfachbeirat und § 32 PsychKG-.E Mel­
deregister,. Berichterstattung, Landespsychiatrieplan) 

Der durch in § 31 neu eingesetzte Landesfachbeirat Psychiatrie berät das 'für 
Gesundheit zuständige Ministerium bei der Weiterentwicklung der psychiatri­
schen Hilfeangebote im stationären, teilstationären und ambulanten Bereich. 

Er setzt sich aus den verschiedenen Beteiligten des psychiatrischen Hilfesys­
tems zusammen. Auf diese Weise soll ein fachlicher Austausch ermöglicht und 
ein Forum der Koordination bereitgestellt" werden. In Absatz 1 Satz 3 werden 
die wesentlichen Interessengruppen benannt, die Mitglieder im Landesfachbei­
rat Psychiatrie s~in können. 

Die Aufzählung ist nicht abschließend. Der Vorsitz und die Geschäftsführung im 
Landesfachbeirat Psychiatrie obliegen nach Absatz 1 Satz 4 dem für Gesund­
heit zuständigen Ministerium. 

Nach Absatz 2 gibt sich der Landesfachbeirat eine Geschäftsordnung. 

§ 32 Absatz 1 und 2 regeln neu die klinik- und fallbezogene Dokumentation. Es 

. ist zukünftig eine systematische, anonymisierte Berichterstattung auf Landes­
ebene auf der Grundlage von Regionalerhebungen vorgesehen. Zu systemati­
schen landesweiten Erhebungen über die Praxis der Unterbringung und der 
Zwangsmaßnahmen liegen bisher nur wenige Studien vor (Crefeld' 2003 und 
Juckel 2010). Diese Studien belegen, dass durch die Erhebungen Transparenz 
im Unterbringungsgeschehen und eine Grundlage für eine verbesserte Unter­
bringungspraxis geschaffen werden können. Zudem waren den Studien Hinwei­
se zu entnehmen, dass durch eine Verbesserung der Dokumentations- und 

Qualitätsstandards Zwangsmaßnahmen in psychiatrischen Kliniken reduzierbar 
sind. Erforderlich ist daher eine regelmäßige Gesundheitsberichterstattung auf 
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regionaler und überregionaler Ebene. Eine gesetzliche Verankerung schafft in­
dessen eine höhere Verbindlichkeit bzw. Durchgriffsmöglichkeiten. 

Die Meldungen bezüglich der kommunalen Unterbringung erfolgen bisher durch 
die Kommunen auf der Grundlage des ÖGDG NRW. 

Die Daten sind für die regionale und überregionale Psychiatrieberichterstattung 
und in Bezug auf den Anspruch der Minimierung und Überwindung von Zwang 
von großer Relevanz. 

Dem für Gesundheit zuständigen Ministerium werde"n die in Absatz 1 angeführ­
ten Daten zu Unterbringungen nach dem PsychKG übermittelt. Die Auswertung 
obliegt dem Ministerium. Um hier gegenüber dem Parlament und der Fachöf­
fentlichkeit Transparenz zu schaffen, ist eine verbindliche Regelung notwendig. 

Der Berichtszeitraum ist an die ·Vorgaben zum Bericht der Besuchskommissio­
nen angepasst. 

Nach dem ÖGDG NRW ist das Land allgemein in der Pflicht, eine Gesund­
heitsberichterstattung und Planung zu gewährleisten. 

Mit § 32 Abs. 3 soll nunmehr diese Rahmenplanung für den Bereich der psychi­
atrischen Versorgung eine gesetzliche Konkretisierung erhalten. Das für Ge­
sundheit zuständige Ministerium erstellt einen Landespsychiatrieplan, der die 
Rahmenplanung für die Hilfeangebote für psychisch kranke Personen enthält. 

Mit dem im Absatz 3 verankerten Landespsychiatrieplan soll im Sinne einer 
Rahmenplanung das Zusammenwirken der verschiedenen Beteiligten befördert, 
das jeweilig Erreichte in den einzelnen Bereichen dargestellt und gemeinsame 
Wege für die weitere Entwicklung beschrieben werden. Bei der Erstellung des 
Landespsychiatrieplans wird das für Gesundheit zuständige Ministerium· nach 
Satz 3 vom Landesfachbeirat Psychiatrie beraten, in dem die unterschiedlichen 
Beteiligten des psychiatrischen Versorgungssystems vertreten sind (vgl. § 31), 
so dass die Rahmenplanung im breiten Austausch der verschiedenen Interes­
sengruppen erfolgen kann. Der Landespsychiatrieplan wird entsprechend der 
Weiterentwicklung der psychiatrischen Versorgungsstrukturen fortgeschrieben 
(Satz 4). Je nach Bedarf kann daher die Fortschreibung in engeren oder weite­
ren Zeitabständen angebracht sein. Das für Gesundheit zuständige Ministerium 
prüft jeweils, spätestens nach fünf Jahren, ob eine Fortschreibung erforderlich 
ist. 

Zu Nummer 16 

Bei den Bezeichnungen der §§ 33 bis 39 handelt es sich um redaktionelle Än­
derungen. 
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Zu Nummer 17 
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Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung in Anpassung an die beste­
hende Berichtspflicht. 
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Anschriften 

Jt. Verteiler 

Ministerfum fOr Gesundheit. 
Emanzipation, Pflege und Alter 
des Landes Nordrhein~Westfa[en 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
'über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten 

Verbändeanhörung gemäß § 35 GGO . 

Sehr geehrte Damen und Herren} 

das Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Kr~nkheiten (PsychKG) regelt für Menschen mit psychischen 
Erkrankungen die vor- und nachsorgenden Hilfen und die Schutz- und 
Unterbringungsmaßnahmen, sofern gewichtige Anhaltspu~kte fOr eine 
Selbst- oder Fremdgefährdung auf Grund der psychischen Erkrankung 
bestehen. ' 

Die' noch geltend~ Fassung 'aus dem J,ahr 1999 enthält Regelungen zu 
Unterbringungsmaßnahmen, die nicht im Einklan~ mit der ,höchst­
richterlichen Rechtsprechung und der veränderten Rechtslage im 
Bereich der,~lIgemeinen Patientinnen:' und Patientenrechte sowie des 
Betreuungsrechts ,stehen. Zudem bedarf es auf Grund von 
angezeigten Problemen in der Umsetzungspraxis in Teilbereichen 
Konkretisierungen sowie Kiarstellungen. 
Mit dem anliegenden Entwurf wird diesen Ertordernissen Rechnung 
getragen. Die veliassungsrechUichen Vorgaben sind zudem mit den 
bundesrechtlichen Regelungen zu Verfahrensabläufen, wie Sle das 
Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 
,Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) fü'r die 
Ländergesetzgebung zwinge'nd vorschreibt, in Einklang gebracht 
worden. ,Insbesondere die Regelungen beim Richtervorbehalt sind hier 
'zu beachten gewesen. 
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Zudem sind die' im bisherigen Beteiligungsverfahren von den Seite 2 von 2 

Verbänden eingebrachten Anregungen - soweit mit den oben 
angeführten Vorgaben vereinbar - eingeflossen, 
Dies .betrifft insbesondere Regelungen zu den Voraussetzungen zur 
Zwangsbehandlung .. 

Ich bitte Sie, c mir zum anliegenden Gesetzentwurt etwaige 
Anmerkungen f Bedenken sowie ggf. Änderungsvorschläge 

bis zum 10. März 2016 

mitzuteilen. 

Mit freundlichen .GrOßen 

Im Auftrag 

;(vl' / 
! ~. Dr. Müller . 
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Landesverband jüdischer Gemeinden Westfalen-Lippe· 

Landesverband Marburger Bund 
Landkreistag (Dr. Andrea Garrelmann) 
LB MRV 

LBB NRW (Fr. Veldhues) 
LLPP 
LV BKK Nordwest 
LV ehrenamt Betreuer u. Bevol1m NRW 
LV Gerontopsychiatrie 
LVAPK 
LVPE NRW 
LVR 
LVR Dez Jugend 

Ivwl@jgd.de 
info@marburger-bund.net 
garrelmann@lkt-nrw.de 
uwe.doenisch-seidel@lbmrw.nrw.de 
elisabeth.veldhues@lbb.nrw.de 
m.koehne@ak-neuss.de 
info@bkk-nordwest.de 
gustavarnold@versanet.de 
n.cujai@alexianer.de 

. wiebke.schubert@arcor.de 
Matthias.5eibt@psychiatrie-erfahrene-nrw.de 
Martina.Wenzel-Jankowski@lvr.de 
LR4Buero@lvr.de 
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LWL (Dr. Meinolf Noecker) 
LWL Landesjugendamt 
LZG.NRW 
Patienten beauftragter NRW 
Pflegerat N RW 
pro familia NRW 
Psychotherapeuten kammer 
RGSP 

. Sozialverband Deutschland LV NRW 
Sozialverband VdK eV. 

Iwl@lwl.org 
birgit.westers@lwl.de 
arndt.winterer@lzg.nrw.de 
dirk.meyer@patientenbeauftragter.nrw.de 
vorsitzender@pflegerat-nrw.de 
rita.kuehn@profamilia.de 
info@ptk-nrw.de 
s.cordazitzen@phg-viersen.de 
info@sovd-nrw.de 
nordrhein-westfalen@vdk.de 

Städte- u. Gemeindebund Bernd.Schneider@kommunen-in-nrw.de 
Städtetag post@staedtetag-nrw.de 
SVLFG arnd.spahn@svlfg.de 
Überärtliche Arbeitsgemeinschaft für das Betreuungswesen (ÜAG der BVfB eV.) eV. 

Vdek 

Verband krichl. Mitarbeiter*innen RL WL 

Verband Priv. Krankenversicherungen 
Verband Privatkliniken 
WGSP (westf. Gesell f soziale Psychiatrie) 

moeller@bvfbev.de 
dirk.ruiss@vdek.com 

info@vkm-rwl.de 
volker.leienbach@pkv.de . 
info@vdpk-nrw.de 

WGSP@gmx.de 
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